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A r t i k e l  13

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes über­
mittelt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zwecks 
Eintragung nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Na­
tionen vollständige Auskünfte über alle von ihm nach Maß­
gabe der vorausgehenden' Artikel eingetragenen Ratifikatio­
nen, Erklärungen und Kündigungen.

A r t i k e l  14

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes hat, 
sooft er es für nötig erachtet, der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durchführung dieses Übereinkommens 
zu erstatten und zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen 
oder teilweisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon­
ferenz gesetzt werden solL

A r t i k e l  15

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkommen an, wel­
ches das vorliegende Übereinkommen ganz oder teilweise 
abändert, und sieht das neue Übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestimmungen:

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkommens durch 
ein Mitglied schließt ohne weiteres die sofortige Kündi­
gung des vorliegenden Übereinkommens in sich ohne 
Rücksicht auf Artikel 11, vorausgesetzt, daß das neu- 
gefaßte Übereinkommen in Kraft getreten ist.

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaßten 
Übereinkommens an kann das vorliegende Übereinkom­
men von den Mitgliedern nicht mehr ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte Übereinkommen ratifiziert 
haben.

*
A r t i k e l  16

Der französische und der englische Wortlaut dieses Über­
einkommens sind in gleicher Weise maßgebend.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN 100
Übereinkommen über die Gleichheit des Entgelts 

männlicher und weiblicher Arbeitskräfte 
für gleichwertige Arbeit1

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorga­
nisation,

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
nach Genf einberufen wurde und am 6. Juni 1951 zu ihrer 
vierunddreißigsten Tagung zusammengetreten ist,

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betreffend 
den Grundsatz der Gleichheit des Entgelts männlicher und 
weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit, eine 
Frage, die den siebenten Gegenstand ihrer Tagesordnung 
bildet, und

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines internatio­
nalen Übereinkommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute, am 29. Juni 1951, das folgende 
Übereinkommen an, das als Übereinkommen über die Gleich­
heit des Entgelts, 1951, bezeichnet wird.

Ausgabetag: 6. Januar 1976

A r t i k e l  1

Für dieses Übereinkommen gelten folgende Begriffsbestim­
mungen :

a) Der Ausdruck ,.Entgelt“ umfaßt den üblichen Lohn, den 
Grund- oder Mindestlohn oder das übliche Gehalt, das 
Grund- oder Mindestgehalt sowie alle zusätzlichen Ver­
gütungen, die der Arbeitgeber auf Grund des Dienstver­
hältnisses dem Arbeitnehmer mittelbar oder unmittel­
bar in bar oder in Sachleistungen zu zahlen hat.

b) Der Ausdruck „Gleichheit des Entgelts männlicher und 
weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit“ be­
zieht sich auf Entgeltsätze, die ohne Rücksicht auf den 
Unterschied des Geschlechts festgesetzt sind.

A r t i k e l  2

1. Jedes Mitglied hat mit den Mitteln, die den bestehenden 
Verfahren zur Festsetzurtg der Entgeltsätze entsprechen, die 
Anwendung des Grundsatzes der Gleichheit des Entgelts 
männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige 
Arbeit auf alle Arbeitnehmer zu fördern' und, soweit es mit 
diesen Verfahren vereinbar ist, sicherzustellen.

2. Dieser Grundsatz kann verwirklicht werden durch

a) die innerstaatliche Gesetzgebung,

b) gesetzlich geschaffene oder anerkannte Einrichtungen zur 
Lohnfestsetzung,

c) Gesamtarbeitsverträge zwischen Arbeitgebern und Ar­
beitnehmern oder

d) eine Verbindung dieser verschiedenen Mittel.

A r t i k e l  3

1. Wird die Anwendung dieses Übereinkommens dadurch 
erleichtert, so sind Maßnahmen zu treffen, die einer objek­
tiven Bewertung der Beschäftigungen auf Grund der dabei 
erforderlichen Arbeitsleistung dienlich sind.

2. Die bei dieser Bewertung anzuwendenden Methoden 
können entweder von den für die Festsetzung der Entgelt­
sätze zuständigen Stellen oder, wenn die Entgeltsätze auf 
Grund von Gesamtarbeitsverträgen festgesetzt werden, von 
den Vertragsparteien bestimmt werden.

3. Unterschiede zwischen den Entgeltsätzen, die ohne Rück­
sicht auf das Geschlecht des Arbeitnehmers derart objektiv 
festgestellten Unterschieden der Arbeitsleistung entsprechen, 
sind nicht als Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichheit 
des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für 
gleichwertige Arbeit anzusehen.

A r t i k e l  4

Jedes Mitglied hat in geeigneter Weise mit den beteiligten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden bei der Durchfüh­
rung der Bestimmungen dieses Übereinkommens zusammen­
zuarbeiten.

A r t i k e l  5

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen.

A r t i k e l  6

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder 
der Internationalen Arbeitsorganisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor eingetragen ist.1 Dieses Übereinkommen ist am 23. Mai 1953 in Kraft getreten.


